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insbesondere 
im Sinne des 
im Sinne von 
in Verbindung mit 



JA 
JbtFSt 
JR 
Jura 
JurJahrbuch 
JuS 
JW 
JZ 
KG 

KGaA 
KGJ 

KO 
KölnKomm 
krit. 
KTS 
LG 
LM 

1. Sp. 
lt. 
LZ 
m.a.W. 
MDR 
MitbestG 
MünchHdbuch 
MünchKomm 
m.w.N. 
n. F. 
NJW 
NJW-RR 
Nr. 
NWB 
o. ä. 
OHG 
OLG 
OLGZ 

PPG 
RdA 
Rdn. 
RG 
RGRK 

RGZ 
RpflG 

2 Schiit! 

Abkürzungsverzeichnis 

Juristische Arbeitsblätter (Zeitschrift) 
Jahrbuch für Fachanwälte für Steuerrecht 
Juristische Rundschau 
Juristische Ausbildung (Zeitschrift) 
Juristen-Jahrbuch 
Juristische Schulung 
Juristische Wochenschrift 
Juristenzeitung 
- Kommanditgesellschaft 
- Kammergericht 
Kommanditgesellschaft auf Aktien 
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Jahrbuch für Entscheidungen des Kammergerichts in Sachen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit in Kosten-, Stempel- und Strafsachen 
Konkursordnung 
Kölner Kommentar 
kritisch 
Konkurs-, Treuhand- und Schiedsgerichtswesen (Zeitschrift) 
Landgericht 
Nachschlagewerk des Bundesgerichtshofs 
(Lindenmaier / Möhring) 
Linke Spalte 
laut 
Leipziger Zeitschrift für Deutsches Recht 
mit anderen Worten 
Monatsschrift für Deutsches Recht 
Mitbestimmungsgesetz 
Münchner Handbuch für Gesellschaftsrecht 
Münchner Kommentar 
mit weiteren Nachweisen 
neue Fassung 
Neue Juristische Wochenschrift 
Neue Juristische Wochenschrift - Rechtsprechungsreport 
Nummer 
Neue Wirtschaftsbriefe für Steuer und Wirtschaftsrecht 
oder ähnliches 
Offene Handelsgesellschaft 
Oberlandesgericht 
Entscheidungen der Oberlandesgerichte in Zivilsachen einschließ 
lich der frei willigen Gerichtsbarkeit 
Publikumspersonengesellschaft 
Recht der Arbeit 
Randnummer 
Reichsgericht 
Kommentar, herausgegeben von Reichsgerichtsräten und Bundes-
richtern 
Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen 
Rechtspflegergesetz 
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r. Sp. 
S. 
SB 
seil. 
s. o. 
sog. 
StG 
str. 
st. Rechtspr. 
StuW 
s. u. 
SV 
u. 
u. a. 

unstr. 
Urt. 
usw. 
u. U. 
v. 
vgl. 
Voraufl. 
Vorb. 
z.B. 
zit. 
z. T. 
zust. 
zutr. 
WiB 
WM 
WPg. 
WuB 
ZHR 
Ziff. 
ZIP 
ZGR 
ZPO 

Abkürzungsverzeichnis 

rechte Spalte 
Seite 
Sonderbeilage 
scilicet 
siehe oben 
sogenannt 
Stille Gesellschaft 
streitig 
ständige Rechtsprechung 
Steuer und Wirtschaft (Zeitschrift) 
siehe unten 
Sachverhalt 
und 
- und andere 
- unter anderem 
unstreitig 
Urteil 
und so weiter 
unter Umständen 
von/vom 
vergleiche 
Vorauflage 
Vorbemerkung 
zum Beispiel 
zitiert 
zum Teil 
zustimmend 
zutreffend 
Wirtschaftsrechtliche Beratung (Zeitschrift) 
Wertpapier-Mitteilungen 
Die Wirtschaftsprüfung 
Entscheidungssammlung zum Wirtschafts- und Bankrecht 
Zeitschrift für das gesamte Handels- und Wirtschaftsrecht 
Ziffer 
Zeitschrift für Wirtschaftsrecht und Insolvenzpraxis 
Zeitschrift für Untemehmens- und Gesellschaftsrecht 
Zivilprozeßordnung 



Einleitung 

I. Einführung in die Problemstellung 

Information ist die Voraussetzung allen Gesellschafterhandeins. Eine sachge-
rechte Ausübung von Gesellschaftsrechten ist ohne konkrete Information nicht 
denkbar. Ohne Kenntnis von Hintergründen ist dem Gesellschafter weder ein ver-
antwortliches Entscheiden noch eine Kontrolle von Maßnahmen der geschäfts-
führenden Gesellschafter möglich. Diese Grundaussage gilt in besonderer Weise 
für den stillen Gesellschafter. Ihm stehen die in §§ 716 Abs. 1 BGB, 118, 105 Abs. 2, 
161 Abs. 2 HGB normierten umfassenden Einsichts- und Informationsrechte per-
sönlich haftender Gesellschafter nicht zu. Das Gesetz stellt dem stillen Gesell-
schafter in § 233 HGB ein Informationsrecht zur Verfügung, das mitunter als 
wichtigstes Nichtvermögensrecht des stillen Gesellschafters bezeichnet wird'. 
Will der Gesellschafter danach über das nur einmal jährlich auszuübende Ein-
sichtsrecht hinaus weitere Informationen erlangen, muß er gerichtliche Hilfe in 
Anspruch nehmen und das Vorliegen eines wichtigen Grundes darlegen. Es ver-
wundert daher nicht, wenn bereits für den typischen stillen Gesellschafter eine 
rechtsfortbildende Erweiterung des Informationsrechts diskutiert wird2• 

Die Problematik der Informationsrechte stellt sich beim Anlagegesellschafter 
einer stillen Publikumspersonengesellschaft mit besonderer Schärfe. Reusch3 hat 
dies mit der Feststellung "Die Bedeutung des Informationsrechts der stillen Ge-
sellschafter in einer Publikumspersonengesellschaft kann nicht hoch genug ein-
geschätzt werden" auf den Punkt gebracht. Wie andere Anlagegesellschafter auch 
ist der stille Gesellschafter einer Publikumspersonengesellschaft bei der Wahr-
nehmung seiner Gesellschafterrechte in besonderer Weise auf eine Kenntnis der 
Verhältnisse und Vorgänge in der Gesellschaft angewiesen. Die Verträge von Pu-
blikumspersonengesellschaften versuchen jedoch in aller Regel, diese Rechte auf 
ein Minimum zu reduzieren. Gerade die zahlreichen Zusammenbrüche4 von Pu-
blikumspersonengesellschaften zeigen aber, wie wichtig die Informationsrechte 
für die Kapitalanleger sind, um sich von der wirtschaftlichen Lage der Gesell-
schaft ein Bild zu verschaffen. 

I Fichtelmann, S. 34. 
2 Grundlegend: K. Schmidt, Informationsrechte, S. 78 f. 
3 Reusch, S. 152. 
4 Diese beruhten zuweilen auf Managementfehlern, aber auch auf unredlicher Ge-

schäftsführung der Inhabergesellschaft. V gl. dazu Reusch, S. 2. 
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Die Frage nach der Existenz und dem Umfang von Informationsrechten ist aber 
nicht nur für den Anlagegesellschafter, sondern bereits für den typischen stillen 
Gesellschafter von großer praktischer Bewandtnis. Kenntnis von Schicksal und 
Wert der von ihm erbrachten Einlage ist für ihn gleichermaßen von hoher Be-
deutung, wenngleich hier einschränkende statutarische Bestimmungen nicht im 
Vordergrund stehen. 

Die Beteiligung als stiller Gesellschafter an einem fremden Unternehmen 
nimmt in rechtstatsächlicher Hinsicht einen nach wie vor hohen Stellenwert ein. 
Sie wird in der Kautelarpraxis häufig als Gestaltungsalternative zur Kommandit-
beteiligung begriffen. Die stille Gesellschaft ist als Innengesellschaft geradezu 
prädestiniert, die Kapitalbasis einer Gesellschaft zu stärken5• Die enorme wirt-
schaftliche Bedeutung der stillen Gesellschaft resultiert aus der Möglichkeit, sich 
an einem Handelsgewerbe mit einem begrenzten Kapitaleinsatz ohne unmittel-
bare Außenhaftung zu beteiligen, wobei es keiner persönlichen Mitarbeit des stil-
len Gesellschafters bedarf6. Dabei ist von Vorteil, daß die Beteiligung mangels 
Handelsregisterzwangs anonym bleibt und ein Beurkundungserfordernis nicht be-
steht. Das dispositive Gesetzesrecht begünstigt zudem eine Anpassung an steu-
erliche Konstellationen. Einen besonderen Stellenwert nimmt die Beteiligung an 
einer GmbH, in Form der sog. GmbH und Still, ein 7. Dazu zählt der spezielle Fall, 
bei dem sich der GmbH-Gesellschafter still an seiner eigenen Gesellschaft betei-
ligt. Bei einer solchen Einheitsorganisation werden ähnlich wie in einer GmbH 
& Co. KG die steuerrechtlichen Vorteile einer Personengesellschaft mit dem 
Ausschluß der persönlichen Haftung kombiniert8• Die Finanzierungsfunktion der 
stillen Beteiligung gewinnt immer mehr an Bedeutung, da durch eine vorüberge-
hende Kapitalzuführung flexibel auf den Kapitalbedarf eines Unternehmens rea-
giert werden kann, ohne ein aufwendiges Kapitalerhöhungsverfahren durchzu-

5 Assmann / Schütze / Wagner, § 24 Rdn. 1. Zu den kreditpolitischen, wettbewerbs-, ge-
werbe-, familien- und steuerrechtlichen Motiven für die Gründung einer stillen Gesell-
schaft, vgl. Blaurock, BB 1992,1969,1970; Klunzinger, S. 129. 

6 Heymann / Horn, § 230 HGB Rdn. 12; App, BuW 1993,476. 
7 Vgl. bereits Otto, BB 1948,210,211; K. Schmidt, ZGR 1984,295,296; Lienau / Latz, 

DStR 1991,618; Weimar,ZIP 1993, 1509. Assmann/Schütze/ Wagner, § 24 Rdn. 51 stellt 
zutreffend fest, daß eine stille Beteiligung an einer GmbH gerade dann interessant ist, wenn 
die Gründung einer KG mangels Kaufmannseigenschaft ausscheidet. 

8 Im einzelnen zu dieser Form der GmbH & Still: Assmann / Schütze / Wagner, § 24 
Rdn. 51; Ebenroth / Auer, GmbHR 1990,355; MünchHdbuch / Bezzenberger, StG, § 3 
Rdn. 26; Döllerer, DStR 1985,295; Bitsch, GmbHR 1983,56; Costede, StuW 1983, 308; 
Post / Hoffmann, S. 79; Petzold, NWB 1988,2077,2080; Schulze zur Wiesche, GmbH & 
Still, S. 1,31; Sudhoff, DB 1969,2069,2071 ff.; Schwedhelm, S. 2 ff.; Woltmann, Gmb-
HR 1974, 156; K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, S. 1551. Weite Teile der Literatur, insbe-
sondere des steuerrechtlichen Schrifttums, verwenden den Begriff der GmbH & Still nur 
für den Fall der Einheitsgesellschaft. 
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führen9. Von besonderer praktischer Wichtigkeit sind dabei die stillen Beteili-
gungen von Kapitalbeteiligungsgesellschaften, die zur Stärkung der Eigenkapi-
taldecke mittelständischer Unternehmen instrumentalisiert werden lO• Im Bereich 
der Vermögensteuer kann durch eine stille Beteiligung am Handelsgewerbe einer 
GmbH die Doppelbelastung teilweise umgangen werden 1 I. Diese Vorteile führen 
dazu, daß diese Gesellschaftsform bis heute ihre Attraktivität nicht verloren hat 12. 

Die bei der Gewerbesteuer seit dem 1. 1. 1993 geltende Freibetragsregelung hat 
den Stellenwert der GmbH & Still weiter erhöht13 • Schließlich behält die Rechts-
form der stillen Gesellschaft weiterhin ihre Relevanz für die Beteiligung von Ar-
beitnehmern als stille Gesellschafter an ihrem Unternehmenl4 . 

Seit den sechziger Jahren hat sich der Typus der sog. Publikumspersonenge-
sellschaft verstärkt herausgebildet. Darunter versteht man den Zusammenschluß 
einer Vielzahl von Gesellschaftern, die rein kapitalistisch beteiligt sind und unter 
denen in der Regel keine persönlichen Beziehungen bestehenl5 . Die Publikums-
personengesellschaft, oft auch nur kurz Publikumsgesellschaft genannt, kommt 
vornehmlich in Form der Kommanditgesellschaft, der Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts, aber auch der stillen Gesellschaft vor. Formal betrachtet handelt es sich 
dabei um Personengesellschaften. Diese haben sich indes durch die kautelarische 
Ausgestaltung soweit vom gesetzlichen Leitbild entfernt, daß durchaus konsta-
tiert werden kann, die Publikumspersonengesellschaft nehme eine Art "Zwitter-
stellung zwischen Personengesellschaft und Kapitalgesellschaft" ein l6. 

9 MünchHdbuch I Bezzenberger, StG, § 4 Rdn. 10; Schulze zur Wiesche, GmbH & Still, 
S. 2. Zum besonderen Problem der Vorfinanzierung zukünftigen Aktienkapitals durch stil-
le Gesellschaften bei Umwandlung von Personenhandelsgesellschaften in Aktiengesell-
schaften, vgl. Semler, FS Wemer, 1984, S. 855 ff. 

10 Ausführlich zu den Kapitalbeteiligungsgesellschaften, bei denen es sich zumeist um 
100%ige Banktöchter handelt, Lotze, Kapitalbeteiligungsgesellschaften als stille Gesell-
schafter, Oiss. Hannover 1993; vgl. auch Schwark, NJW 1989,2041,2047 f. 

II Oie Ooppelbelastung entsteht dadurch, daß die GmbH selbst Vermögensteuersubjekt 
ist und die Gesellschafter ihre Anteile gleichzeitig der Vermögenssteuer unterziehen müs-
sen; vgl. Blaurock, BB 1992, 1969, 1970. 

12 Blaurock, BB 1992, 1969; Weber, GmbHR 1994, 144; Horn I Maertins, GmbHR 1994, 
147 ff.; Schulze zur Wiesche, GmbHR 1991,533,535. 

I3 BFH BStBI 11 1994,327; Horn I Maertins, GmbHR 1994, 147 ff.; a.A.Winkeljohannl 
Halfar, OB 1994,247. 

14 Zur Möglichkeit, Arbeitnehmer mittels stiller Beteiligung am Unternehmen des Ar-
beitgebers zu beteiligen vgl. BFH 1983, 1066; Loritz, ZGR 1986,310,314; [ber, RdA 
1973,303 ff.; Horn, ZGR 1974, 133, 149; Brockhoff, BB 1972,1092; Wagner, Massen-
kommanditgesellschaft, 1985; Bin<. I Sorg, GmbH & Co., S. 287. Allerdings kann das An-
legerschutzrecht auf diese Gesellschaften nicht ohne weiteres übertragen werden, da die 
Schutzbedürftigkeit von Anleger und Arbeitnehmern andersgeartet ist. 

15Vgl. nur Albracht, S. 1; Baumbachl Hopt,Anh § 177 a HGB Rdn. 52; GK/ Schilling, 
Anh. § 161 HGB Rdn. 2. 

16 So ausdrücklich Hölters, OB 1980,2225. Wüst, in ZHR 152 (1988) 215, 217; ders., 
JZ 1989,270 spricht insoweit von "Legal- und Realtypen"; ähnlich, Krug, S. 3. 
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